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Soweit das Bezirksgericht mit seiner Entscheidung die 
Umsatzsteuer gekürzt hat, kann ihm gleichfalls nicht ge­
folgt werden. Nach § 1 des Umsatzsteuergesetzes i. d. F. 
vom 18. September 1970 (GBl.-Sdr. Nr. 673) hat der Rechts­
anwalt für alle Leistungen, die gegen Entgelt erfolgen, 
Umsatzsteuer abzuführen. Eine Beschränkung dieser 
Steuer lediglich auf die Rechtsanwaltsgebühren ist weder 
in diesem Gesetz noch in anderen Rechtsvorschriften vor­
gesehen. Umsatzsteuer ist demzufolge auch auf Telefon- 
und Postgebühren, auf Fahrtkosten, Abwesenheitsgelder 
u. dgl. zu berechnen. Diese Auslagen sind deshalb zu 
Recht bei der Kostenfestsetzung des Kreisgerichts berück­
sichtigt worden. Die insoweit vom Bezirksgericht vorge­
nommene Korrektur der Kostenfestsetzung des Kreisge­
richts war unzutreffend. Unberücksichtigt hätten lediglich 
solche Einnahmen bleiben müssen, die der Rechtsanwalt 
für seinen Mandanten vereinnahmt und an diesen weiter­
geleitet hat, sofern dies gegeben gewesen wäre.

Zivilrecht * 180

Art. 28 §§ 8, 10; 29 §2; 30 §§ 1, 2 Ziff.l, 3 und 4 des Ab­
kommens über den Internationalen Eisenbahn-Güterver­
kehr (SMGS) vom 1. November 1931 L d. F. vom 1. Juli 
1974.
1. Schriftliche Auskünfte und telefonische Informationen 
über den Bearbeitungsstand einer die Verjährung hem­
menden Reklamation nach dem SMGS sind wie eine Nicht­
beantwortung der Reklamation zu werten, so daS die Ver­
jährung nach Ablauf der festgelegten Prüfungsfrist von
180 Tagen wieder zu laufen beginnt.
2. Die Verjährung einer nach dem SMGS geltend gemach­
ten Forderung ist von Amts wegen zu beachten.
3. Vertragliche Vereinbarungen der Partner bzw. einseitige 
Erklärungen über eine Verlängerung oder Verkürzung der 
im SMGS geregelten Verjährungsfristen sind unzulässig.
OG, Urteil vom 17. Juni 1980 - 4 OZK 2/80.

Der Importbetrieb Z. erhielt am 3. Februar 1977 auf dem 
Bahnweg eine Sendung elektronischer Taschenrechner 
aus der Volksrepublik Bulgarien. Bei der Auslieferung 
wurde eine Fehlmenge festgestellt. Dem 'Empfängerbe­
trieb entstand dadurch ein Schaden, für den die Klägerin 
gegen Abtretung des Ersatzanspruchs Versicherungsschutz 
gewährte.

Auf die am 7. Februar 1977 durch den Empfängerbe­
trieb erhobene Reklamation antwortete die Verklagte in 
der Zeit vom 22. Juni 1977 bis 4. Januar 1978 mehrmals 
schriftlich und telefonisch. Sie teilte dem Empfängerbe­
trieb jeweils den Stand der Bearbeitung der Reklamation 
und der von ihr gegenüber den beteiligten ausländischen 
Eisenbahnen eingeleiteten Maßnahmen zur Schadensregu­
lierung mit, ohne sich über eine Anerkennung oder Ab­
lehnung des Anspruchs zu äußern. In einer Beratung am
13. Januar 1978 erklärte die Verklagte gegenüber Vertre­
tern des Empfängerbetriebes, daß sie bis zum 1. Oktober 
1978 auf die Einrede der Verjährung verzichten werde.

Mit Klage vom 14. September 1978 hat die Klägerin die 
Schadenersatzforderung gegen die Verklagte geltend ge­
macht.

Die Verklagte hat Abweisung der Klage beantragt und 
sich auf Verjährung berufen.

Das Kreisgericht hat die Verklagte zum Schadenersatz 
verurteilt. Die gegen diese Entscheidung eingelegte Be­
rufung der Verklagten hat das Bezirksgericht abgewiesen.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.
Aus der Begründung:
Die Urteile beider Instanzgerichte verletzen wegen unzu­
treffender Anwendung der Verjährungsbestimmungen das- 
Recht (Art. 30 § 4 i. V. m. Art, 28 §§ 8, 10, Art. 29 § 2, Art. 30 
§§ 1, 2 Ziff. 1, § 3 SMGS).

Gemäß Art. 30 § 2 Ziff. 1 und letzter Satz i. V. m. Art. 16

§ 1 SMGS begann die neunmonatige Verjährungsfrist am
4. Februar 1977. Die am 7. Februar 1977 bei der Verklag­
ten ordnungs- und fristgemäß eingegangene schriftliche 
Reklamation des Empfängerbetriebes hemmte den Lauf 
der Verjährung (Art. 30 § 3 Satz 1 SMGS). Die Verklagte 
war verpflichtet, diese Reklamation innerhalb von 180 Ta­
gen nach Eingang zu prüfen und zu beantworten und da­
mit zur Berechtigung der Reklamation Stellung zu neh­
men. Im Ergebnis der Prüfung hätte sie die Reklamation 
entweder voll oder teilweise anerkennen bzw. teilweise 
oder gänzlich ablehnen müssen (Art. 28 §§ 8, 10 SMGS).

Die von der Verklagten gegenüber dem Empfängerbe­
trieb am 22. Juni, 22. September, 9. Dezember 1977 und
4. Januar 1978 übermittelten schriftlichen Auskünfte sowie 
telefonisch erteilten Informationen über den Bearbei­
tungsstand der Reklamation bzw. über die von ihr im 
Zusammenwirken mit den beteiligten ausländischen Eisen­
bahnen eingeleiteten Maßnahmen zur Schadensregulie­
rung stellen dagegen keine den gesetzlichen Bestimmun­
gen entsprechende inhaltliche Prüfung und Antwort dar. 
Dieses Verhalten der Verklagten ist vielmehr wie ein 
Fall der Nichtbeantwortung der Reklamation zu werten, 
so daß gemäß Art. 30 § 3 SMGS der Lauf der Verjährung 
nach Ablauf der in Art. 28 § 8 SMGS festgelegten Prü­
fungsfrist von 180 Tagen am 4. August 1977 wieder ein­
setzte. Von der neunmonatigen Verjährungsfrist waren 
zwischen Ablieferung der Ware und Eingang der Rekla­
mation bei der Verklagten bereits drei Tage verstrichen. 
Insoweit reduziert sich die Verjährungsfrist. Die Scha­
denersatzforderung der Klägerin war damit" am 1. Mai 
1978 verjährt und nicht mehr mittels Klage durchsetzbar 
(Art. 30 §§ 1, 4 SMGS).

Der vom Bezirksgericht in Übereinstimmung mit der 
Klägerin vertretenen gegenteiligen Auffassung kann nicht 
gefolgt werden. Danach dauere die durch eine ordnungs­
gemäße Reklamation nach Art. 30 § 3 SMGS eingetretene 
Hemmung der Verjährung darin über die 180-Tage-Frist 
des Art. 28 § 8 SMGS - auf die Art. 30 § 3 Abs. 2 SMGS 
ausdrücklich hinweist — hinaus an, wenn die Bahn sich 
innerhalb dieser Frist zwar nicht zur Anerkennung oder 
Ablehnung^ des Anspruchs äußere, aber wie im gegebenen 
Fall überhaupt auf die Reklamation reagiert habe. Diese 
Auffassung würde dem Anliegen der beschleunigten Klä­
rung der Reklamationsfälle, wie es in der Einführung der 
Prüfungsfrist des Art. 28 § 8 SMGS zum Ausdruck kommt, 
entgegen wirken.

Gemäß Art. 30 § 4 SMGS ist die Verjährung der For­
derung von Amts wegen zu beachten. Die von der Ver­
klagten am 13. Januar 1978 abgegebene Erklärung, auf 
die Verjährungseinrede zu verzichten, ist daher ohne 
rechtliche Wirkung. Vertragliche Vereinbarungen der 
Partner und einseitige Erklärungen eines der Partner 
über eine Verlängerung oder Verkürzung der in den 
Art. 28 § 8 und 30 SMGS geregelten Fristen sind auf Grund 
ihres zwingenden Charakters unzulässig.

Die Klägerin durfte sich folglich davon nicht abhalten 
lassen, rechtzeitig Klage zu erheben.

Das Urteil des Bezirksgerichts war daher wegen Ver­
letzung des Rechts aufzuheben und auf die Berufung der 
Verklagten die Klage abzuweiseri.

§ 122 Abs. 1 ZGB.
Zur Abwägung der beiderseitigen Interessen der Partner 
eines Mietvertrags bei der Geltendmachung von Eigenbe­
darf des Vermieters im Interesse einer ungestörten Ent­
wicklung mehrerer unterschiedlich alter Kinder.
BG Dresden, Urteil vom 7. Dezember 1979 — 6 BZB 394/79.
Die Kläger sind Eigentümer eines Grundstücks, in dem 
sie mit ihren vier Kindern im Alter von 17, 15, 2 Jahren 
und einem Jahr 2‘/2 Zimmer, Küche und Nebengelaß be­
wohnen. In diesem Grundstück bewohnen außerdem die 
fast 80jährige Mieterin M. zwei Zimmer und deren Enkel, 
der Verklagte, ein Zimmer von 12 m2.
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